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1 Aufgabenstellung und städtebauliches Erfordernis 

Die Gemeinde Zschepplin beabsichtigt, mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans „Solarpark Hohenprießnitz“, auf dem Flurstück 118 in der Gemarkung 
Hohenprießnitz, Flur 1 die planerischen Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb 
einer Photovoltaik-Freiflächenanlage (PVA) auf ca. 57 ha Landwirtschaftsfläche zu schaffen 
(s. Abb. 2). Anlass ist ein Antrag der Stadtwerke Leipzig GmbH, auf dieser Fläche eine PV-
Freiflächenanlage mit einer Gesamtleistung von ca. 75 MWp1 zu errichten. Damit können rund 
22.500 Haushalte mit erneuerbarem Strom versorgt werden. 

Das Gebiet wurde auf Grundlage einer Potentialanalyse ermittelt. Diese Fläche eignet sich 
aufgrund einer geringen Ertragsfähigkeit (Ackerzahl zwischen 20 und 39; lediglich 3,1 % des 
Plangebiets mit Ackerzahl <50), ihrer Lage in einem benachteiligten Gebiet nach § 3 Nr. 7 
EEG (Flächenkulisse gemäß § 1 PVFVO) und der Nähe zur Bundesstraße 107 als 
anthropogenes Zerschneidungselement für eine Nutzung als Solarpark, um die europäischen 
und nationalen Ziele zum Ausbau erneuerbarer Energien umzusetzen. 

Da Photovoltaik-Freiflächenanlagen abseits der Kulissen des § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB kein 
privilegiertes Vorhaben im Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB darstellen, ist die 
Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. 

Es sollen intensiv genutzte, landwirtschaftliche Flächen als sonstiges Sondergebiet gemäß 
§ 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung für die Nutzung erneuerbarer Energien als 
Photovoltaik-Freiflächenanlage (SO „Photovoltaik“) festgesetzt werden. 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Ent-
wicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in 
Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, gewähr-
leisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klima-
anpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern. Bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: 7. die Belange des Umweltschutzes, […], 
insbesondere e) die Vermeidung von Emissionen […], f) die Nutzung erneuerbarer Energien 
[…], 8. die Belange e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich 
der Versorgungssicherheit, 9. die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität 
der Bevölkerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, 
etwa der Elektromobilität […]. Diese gesamtgesellschaftlichen Ziele werden mit der gegen-
ständlichen Bauleitplanung verfolgt. 

Der beschleunigte Ausbau der Erneuerbaren Energien dient der öffentlichen Sicherheit und 
stellt ein überragendes öffentliches Interesse dar. Der Ausbau der erneuerbaren Energien 
gehört zu den entscheidenden strategischen Zielen der europäischen und der nationalen 
Energie- und Klimapolitik. 

In der Bundesrepublik Deutschland soll bis 2030 gemäß § 1 Abs. 2 EEG 2023 mindestens 
80 Prozent des Bruttostroms aus erneuerbaren Energien stammen (Erneuerbare-Energien-
Gesetz 2023), um die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern zu verringern und die Klima-
erwärmung auf 1,5°C zu begrenzen (EEG-Novelle 2023). 

Nach der aktuellen Statistik des Umweltbundesamtes lag der Anteil der erneuerbaren 
Energien am Bruttostromverbrauch 2020 bei 45,4 Prozent, eine Steigerung von 3,4 Prozent 
im Vergleich zu 2019. Im Jahr 2021 fiel der Anteil dann auf 41,1 Prozent, bevor er im Jahr 

 
1 Megawatt [MW] Peak [p], Einheit der elektrischen Leistung von Solarzellen bei Spitzenleistung unter 

genormten Testbedingungen 
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2022 auf 46,2 Prozent angestiegen ist. 2023 ist der Anteil zwar auf 51,8 Prozent gestiegen, 
hier ist aber auch ein Rückgang des Stromverbrauchs um etwa 5 Prozent zu berücksichtigen. 
Nach den Ausbauzielen des EEG ergibt sich für die kommenden Jahre bis einschließlich 2030 
somit eine jährliche Steigerung von mindestens 4,2 Prozent und zwischen 2030 und 2035 von 
mindestens 4,0 Prozent pro Jahr. Somit lässt sich feststellen, dass der Zubau weiterer 
Erzeugungskapazitäten dringend geboten ist, um die gesteckten Klimaziele zu erreichen und 
eine nachhaltige Energieversorgung auch für künftige Generationen sicherzustellen. Zudem 
ist für die Zukunft mit einem weiter steigenden Strombedarf zu rechnen, der sich beispiels-
weise aus der voranschreitenden Elektrifizierung des Verkehrssektors ergibt. 

Mit dem Energie- und Klimaschutzprogramm Sachsen 2021 wird das etablierte Zieldreieck aus 
Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit sowie Klima- und Umweltverträglichkeit beschrie-
ben. Sachsen bekennt sich zum Klimaschutz, es ergeben sich sechs zentrale Strategien, zu 
denen auch der Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien gehört. Gemäß Koalitionsvertrag 
sollen bis 2024 die planerischen und rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, dass 
Sachsen nach Ende der Braunkohleverstromung seinen Bedarf bilanziell vollständig aus er-
neuerbaren Energien decken kann. 2019 betrug die Stromerzeugung aus PV 1.933 GWh/Jahr, 
2024 sollen es 3.980 GWh/Jahr sein. Das entspricht einer Verdoppelung über einen Zeitraum 
von 5 Jahren. Explizit soll auch der Ausbau von Erzeugungskapazitäten unabhängig vom EEG 
unterstützt werden (vgl. SMEKUL 2021). Die Bunderegierung verfolgt das Ziel von 215 Giga-
watt Kapazität bei der Solarenergie bis 2030 zu erreichen. Bis 2026 soll der jährliche Zubau 
verdreifacht werden und etwa hälftig auf Dächern und in der Fläche erfolgen (vgl. 
BMWK 2023). 

Mit dem am 30.07.2011 in Kraft getretenen „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden“ erfolgte eine Novellierung des Baugesetzbuchs. 
Damit wurde die Bedeutung des Klimaschutzes in der Bauleitplanung als eigenständiges Ziel 
unterstrichen. 

Bei der Umsetzung der Klimaschutzziele kommt den Städten und Gemeinden mit relevantem 
Freiflächenanteil außerhalb der Agglomerationen und verdichteten Räume eine besondere 
Verantwortung zu, da davon ausgegangen werden muss, dass Städte und Agglomerationen 
ihre benötigten Strommengen aufgrund der Flächenverfügbarkeit nicht vollständig selbst 
erzeugen werden können. Dies macht einen Zubau von Erzeugungskapazitäten im PV-Sektor 
auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zschepplin erforderlich. 

Die Gemeinde Zschepplin strebt zur Umsetzung der nationalen und internationalen Klimaziele 
und zur Versorgung der regionalen Wirtschaft und der Bevölkerung mit regenerativ erzeugtem 
Strom die planungsrechtliche Vorbereitung geeigneter Standorte zur Bebauung mit Photo-
voltaik-Freiflächenanlagen an. Die Planung soll ebenfalls der wirtschaftlichen Entwicklung der 
Gemeinde und dem nachhaltigen Erhalt und der Schaffung von Arbeitsplätzen dienen. 

Gemäß § 1 Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden. Photovoltaik-Freiflächenanlagen sind in Bezug auf die Auswirkungen auf Grund und 
Boden sowie die einzelnen Schutzgüter nicht mit einer „klassischen“ Inanspruchnahme durch 
z.B. Wohn- oder Gewerbegebiete vergleichbar. Die Flächenversiegelung ist gering. 

Mit der Überplanung von bisher intensiv genutzten Ackerflächen geht eine Aufwertung der 
Flora und Fauna einher, die Bodenfunktionen bleiben auch unter den Modulen weitgehend 
intakt. Damit stellen Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Vergleich zu anderen Formen der 
Energieerzeugung eine boden- und umweltschonende Möglichkeit dar. Durch die Umsetzung 
grünordnerischer Maßnahmen wird eine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
in der Regel vermieden, was zu einer größeren Akzeptanz bei der Bevölkerung führt. Eine 
Integration in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile z.B. auf Brachflächen oder in Bau-



Gemeinde Zschepplin vorhabenbezogener Bebauungsplan 
Bahnhofstraße 1 „Solarpark Hohenprießnitz“ 
04838 Zschepplin Begründung zum Vorentwurf 06/2024 
 

 
Büro Knoblich GmbH Landschaftsarchitekten Seite 6 

lücken kommt in der Regel z.B. aus Akzeptanzgründen und aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
in Betracht. 

Die Installation der Solarmodule erfolgt mit einer Unterkonstruktion durch Metallgestelle, die 
durch Rammfundamente zwischen 0,5 m und 2,5 m Tiefe fest im Boden verankert werden. 
Der Reihenabstand zwischen den Modultischen soll 3,0 m nicht unterschreiten. Hinzu kommen 
Nebenanlagen wie Ersatzteillager, Trafostationen, eine Übergabestation sowie die Einfriedung 
der Anlage durch einen Zaun. Die geplante Ausführung der PV-Anlage ermöglicht einen 
vollständigen und schadlosen Rückbau der Anlagen. 

Der erzeugte Strom der PV-Freiflächenanlage soll in das öffentliche Stromnetz eingespeist 
werden. Es wird die Infrastruktur zur Versorgung der Allgemeinheit mit CO2-neutralem Solar-
strom geschaffen, ohne dass der Allgemeinheit hierfür Kosten entstehen. 

Zusammengefasst sollen die folgenden Planungsziele erreicht werden: 
- politisches Ziel ist die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien an der Gesamt-

energieproduktion und somit Reduzierung des Anteils fossiler Energiegewinnung 
- Nutzung einer intensiv genutzten, landwirtschaftlichen Fläche als Fläche für Photo-

voltaik-Freiflächenanlagen 
- Erzeugung von Strom aus Solarenergie und damit verbundene Reduzierung des CO2-

Ausstoßes 
- Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
- Ausschöpfung des wirtschaftlichen Potenzials der Gemeinde Zschepplin 
- Naturschutzfachliche Aufwertung der Flächen durch die Anlage von Gehölzstrukturen 

und extensivem Brachland 

2 Städtebauliches Konzept 

2.1 Plankonzept 

Geplant ist die Errichtung großflächiger Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf bisher intensiv 
genutzten, landwirtschaftlichen Flächen unter Berücksichtigung der natürlichen Gegeben-
heiten am Standort. Dabei ist der überwiegende Teil des Geltungsbereichs als sonstiges 
Sondergebiet Photovoltaik (SO „Photovoltaik“) festgesetzt. Innerhalb dieser Sondergebiete 
erfolgt die Errichtung der PV-Anlagen und der erforderlichen technischen Anlagen. Entlang 
der Grenzen der Sondergebiete erfolgt eine umlaufende Einfriedung. Die Erschließung erfolgt 
über bereits bestehende befestigte Wege. Die innere Erschließung der Anlagen erfolgt über 
teilbefestigte Wege bzw. Fahrspuren im Grünland und ordnet sich der Zweckbestimmung des 
Gebiets unter. Die vorläufige interne Zuwegung ist im in der Planzeichnung integrierten VEP 
dargestellt. 
 
Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung abzusichern, wurden im Verfahren 
insbesondere der Aspekt Raumbeanspruchung betrachtet und entsprechende Vermeidungs-, 
Minimierungs- und Ersatzmaßnahmen hergeleitet und beschrieben. 

2.2 Beschreibung des Vorhabens 

Zur Aufständerung der Modultische werden zuerst Leichtmetallpfosten bis in eine Tiefe von 
etwa 1,5 m in den Boden gerammt. Durch die gewählte Bauweise (Rammen der Metallpfosten) 
beträgt der Versiegelungsanteil weniger als 2 Prozent des gesamten Sondergebiets. Auf den 
Metallpfosten wird eine Leichtmetallkonstruktion befestigt auf der anschließend die Module 
befestigt werden. Die Photovoltaikmodule sollen mit einem Neigungswinkel von 20 Grad 
schräg aufgeständert werden. 
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Abb. 1: Schnittbeispiel gerammter Modultische (Quelle: Leipziger Stadtwerke) 

Die Modultische mit einer Höhe von etwa 3,2 m werden innerhalb der Baugrenzen in parallelen 
Reihen nach Süden ausgerichtet. Die Module werden an der Unterseite zu Strängen unter-
einander verkabelt. Diese werden gebündelt zu den Wechselrichterstationen geführt. Kabel, 
die für den Anschluss an die Wechselrichter- und Trafostationen sowie für den Anschluss an 
das regionale Versorgernetz erforderlich werden, werden im Boden mit einer Mindesttiefe von 
0,80 m und einer maximalen Tiefe von etwa 1,5 m und mit sofortiger Verfüllung des Grabens 
verlegt. Die in der Regel nicht begehbaren Trafostationen in Fertigteilbauweise werden mittels 
Betonfundament im Boden verankert. Die Errichtung der inneren Zuwegungen zur 
Erschließung der technischen Anlagen erfolgt entweder in geschotterter Bauweise oder als 
verdichtete Fahrspur im Grünland (Wiesenweg). 

3 Planverfahren 

Der Bebauungsplan wird im zweistufigen Regelverfahren aufgestellt, für die Belange des 
Umweltschutzes ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die 
voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und deren Ergebnisse in einem 
Umweltbericht nach Anlage 1 BauGB beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht 
bildet einen gesonderten Teil der Begründung. Die Änderung des Flächennutzungsplans 
erfolgt im Rahmen der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes des Verwaltungsverbandes 
Eilenburg-West der Gemeinden Jesewitz und Zschepplin. 

Gemäß § 12 Abs. 1 BauGB kann die Gemeinde durch einen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der Grundlage 
eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und der 
Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Erschließungsplan) bereit und in der Lage ist und 
sich zur Durchführung innerhalb einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und 
Erschließungskosten ganz oder teilweise vor dem Beschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
verpflichtet (Durchführungsvertrag). Dabei hat die Gemeinde gemäß § 12 Abs. 2 BauGB auf 
Antrag des Vorhabenträgers nach pflichtgemäßem Ermessen über die Einleitung des 
Bebauungsplanverfahrens zu entscheiden. 
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Im Rahmen des vorliegenden Planverfahrens wird dabei auf die Festsetzung eines Baugebiets 
gemäß Baunutzungsverordnung und die bewährte Festsetzungsmethodik des § 9 BauGB 
zurückgegriffen. 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan soll dabei mit der Planzeichnung identisch sein bzw. 
werden die vorhabenkonkreten Eintragungen im Laufe des Planverfahrens auf der 
Planzeichnung eingetragen. 

Die Eintragungen der Modulbelegung, sowie die Standorte für die Trafostationen im VEP 
stellen den aktuellen Stand der Planung dar, welcher sich im Rahmen nachgelagerter 
Planungsphasen noch ändern kann. 

Der Durchführungsvertrag ist zwischen Gemeinde und Vorhabenträger vor Satzungs-
beschluss abzuschließen. Er enthält unter anderem Regelungen zu den im Geltungsbereich 
geplanten Vorhaben und deren zeitlicher Umsetzung. 

Die im Durchführungsvertrag zu vereinbarende Durchführungsverpflichtung setzt eine 
Flächenverfügbarkeit bzw. eine Zugriffsmöglichkeit des Vorhabenträgers voraus, deren 
Nachweis gegenüber der Gemeinde vor dem Satzungsbeschluss erfolgen muss. 

3.1 Plangrundlagen 

Der Bebauungsplan ist im Maßstab 1 : 2.000 dargestellt. Als zeichnerische Unterlage dient der 
digitale Katasterauszug der Gemeinde Zschepplin, zur Verfügung gestellt durch den Staats-
betrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen und das Geoportal Sachsenatlas 
(GeoSN, dl-de/by-2-0, Stand: 06/2023). 

3.2 Planungsverfahren 

Das Planungsverfahren gliedert sich in folgende Verfahrensschritte: 
Tab. 1: Verfahrensschritte für die Aufstellung des Bebauungsplans 
 „Solarpark Hohenprießnitz“ 

 Verfahrensschritte (in zeitlicher Reihenfolge) Gesetzliche 
Grundlage 

Datum/ 
Zeitraum 

1. Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat 
Beschluss-Nr.: 7/2023 und ortsübliche Bekannt-
machung des Aufstellungsbeschlusses 

§ 2 Abs. 1 BauGB 28.02.2023 
und 

16.03.2023 
2. frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 Abs. 1 BauGB  
3. frühzeitige Beteiligung der Nachbargemeinden, 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
§ 4 Abs. 1 BauGB 
i.V.m. 
§ 2 Abs. 2 BauGB 

 

4. Beschluss über die Billigung und die Beteiligung des 
Bebauungsplanentwurfes durch den Gemeinderat; 
ortsübliche Bekanntmachung des Offenlegungs-
beschlusses 

§ 3 Abs. 2 BauGB 
i.V.m. 
§ 2 Abs. 1 BauGB 

 

5. Einholen der Stellungnahmen der Nachbargemeinden, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann, zum Planentwurf und der Begründung 

§ 4 Abs. 2 und 
§ 2 Abs. 2 BauGB 

 

6. Öffentliche Beteiligung des Bebauungsplans mit der 
Begründung und den nach Einschätzung der Gemeinde 

§ 3 Abs. 2 BauGB  
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 Verfahrensschritte (in zeitlicher Reihenfolge) Gesetzliche 
Grundlage 

Datum/ 
Zeitraum 

wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen 

7. Behandlung der Anregungen und Bedenken der 
Bürger, der Stellungnahmen der beteiligten Behörden, 
Träger öffentlicher Belange und der benachbarten 
Gemeinden im Stadtrat im Rahmen einer umfassenden 
Abwägung 

§ 3 Abs. 2 S. 4 
i.V.m. 
§ 1 Abs. 7 BauGB 

 

8. Satzungsbeschluss § 10 Abs. 1 BauGB  
9. Information der Bürger, der Behörden, der sonstigen 

Träger öffentlicher Belange und der Nachbar-
gemeinden über das Ergebnis der Abwägung 

§ 3 Abs. 2 BauGB  

10. ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses und somit Inkrafttreten des Bebauungsplans 

§ 10 Abs. 3 BauGB  

3.3 Berücksichtigung der Belange aus den Beteiligungsverfahren 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Der 
§ 1 Abs. 7 BauGB wiederum bestimmt, dass die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung mit den anderen privaten und öffentlichen Belangen gerecht mit- und unter-
einander abzuwägen sind. Der Nachweis der Zielanpassung (Anpassungsgebot) und der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB ist mit der Planbegründung zu führen. 

Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden vorgebrachten Anregungen, Hinweise und 
Bedenken sind in die Abwägung einzustellen und im weiteren Planverfahren zu berück-
sichtigen. 

Die Dokumentation und Darstellung der Berücksichtigung der vorgebrachten Belange erfolgt 
an dieser Stelle fortlaufend. 

4 Lage, Abgrenzung 

Das Plangebiet befindet sich im Landkreis Nordsachsen, im Osten des Gemeindegebietes der 
Gemeinde Zschepplin westlich der Bundesstraße B 107 zwischen den Ortslagen Hohen-
prießnitz und Zschepplin auf dem Flurstück 118 in der Gemarkung Hohenprießnitz, Flur 1 ( s. 
Abb. 2). Es wird im Norden von einem schmalen Streifen landwirtschaftlicher Fläche auf 
demselben Flurstück, im Osten von der Bundesstraße 107 in der Flur 2, sowie im Süden von 
der Gemarkung Zschepplin, Flur 4 begrenzt. 

Im Umkreis von mindestens 100 m um das Plangebiet befinden sich keine Gebäude. Nördlich 
schließt sich an die Ackerfläche eine Waldfläche an. Im Süden und Westen befinden sich 
weitere landwirtschaftliche Flächen, sowie Wirtschaftswege. 

Der räumliche Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes, der in nachfolgender 
Abbildung dargestellt ist, umfasst auf einer Fläche von ca. 57 ha den überwiegenden Teil des 
Flurstücks 118 in der Gemarkung Hohenprießnitz, Flur 1. 

Der Geltungsbereich wird durch folgende Flurstücke begrenzt: 
- im Norden: 118 (Ackerland) der Gemarkung Hohenprießnitz, Flur 1 
- im Osten: 21/7 (Verkehrsfläche der B 107) der Gemarkung Hohenprießnitz, Flur 2 
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- im Süden: 117 (Ackerland) der Gemarkung Hohenprießnitz, Flur 1 
- im Westen: 54/1 (landwirtschaftlicher Weg) der Gemarkung Hohenprießnitz, Flur 1 

 
Abb. 2: Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

(Quelle: RAPIS 04/2024, ergänzt) 
 

räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans 
 
 
5 Bestandsaufnahme 

5.1 Beschreibung des Plangebiets 

Bei dem Plangebiet handelt es sich überwiegend um intensiv genutztes Ackerland ohne 
Erosionsgefährdung durch Wind oder Wasser auf einer Fläche von ca. 57 ha. Im Osten 
verläuft der Rieselgraben, ein herabgestuftes, ehemaliges Gewässer II. Ordnung, mit seinem 
gehölzbestandenen Gewässerrand, welcher wallartig aufgeschüttet worden ist. Zur besseren 
Lesbarkeit wird in den Planunterlagen die Bezeichnung „Rieselgraben“ beibehalten. 

Im Süden befindet sich ein Ost-West verlaufender landwirtschaftlicher Weg mit einem parallel 
dazu verlaufenden Feldrain als Ackerrandstreifen mit vereinzelten Gehölzen. Dieser Weg wird 
zur Sicherung seiner Nutzung und zur Erschließung in den Geltungsbereich einbezogen. 
Westlich wird die geplante Anlage von einem Nord-Süd verlaufenden landwirtschaftlichen Weg 
außerhalb des Geltungsbereiches begrenzt. Eine Nutzungssicherung ist an dieser Stelle nicht 
erforderlich. 

Die landwirtschaftliche Nutzfläche weist eine Ackerzahl zwischen 20 und 39 auf. Die Fläche 
wird intensiv landwirtschaftlich bewirtschaftet und dient dem Anbau von Marktfrüchten. Im 
südlichen Plangebiet befindet sich eine Grundwassermessstelle der LMBV. Es gibt im 
Plangebiet insgesamt 5 Bauwerke zur Querung des Grabens von der B 107 aus. 

Das anstehende Gelände ist insgesamt relativ eben. Es ergeben sich nur geringe Höhen-
unterschiede durch ein Gefälle in Richtung Südwesten. Innerhalb des Plangebietes stehen 
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Geländehöhen zwischen 109,0 m über Normalhöhennull (ü. NHN im DHHN2016) im Süden 
und 110,9 m im Nordosten (s. in der Planzeichnung eingetragene Höhenpunkte). 

5.2 Flächen und Objekte des Denkmalschutzes 

Im Plangebiet sind derzeit keine baulichen Kulturdenkmale und Bodendenkmale in der 
aktuellen Denkmalliste des Freistaates Sachsen registriert (LfD 2023). Aber auch noch unbe-
kannt im Boden liegende archäologische Befunde sind geschützte Kulturdenkmale im Sinne 
von § 2 SächsDSchG. 

Es wird auf § 20 SächsDSchG hingewiesen. Wer Sachen, Sachgesamtheiten, Teile oder 
Spuren von Sachen entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass es sich um Kulturdenkmale 
handelt, hat dies unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Der Fund und die 
Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Tages nach der Anzeige in unverändertem Zustand 
zu erhalten und zu sichern, sofern nicht die zuständige Fachbehörde mit einer Verkürzung der 
Frist einverstanden ist. Ausführende Firmen sind schriftlich auf die Meldepflicht hinzuweisen. 

5.3 Geschützte Gebiete nach Naturschutzrecht und Wasserrecht 

Das Plangebiet befindet nicht in einem Schutzgebiet i.S. §§ 22 bis 29 BNatSchG i.V.m. §§ 14 
bis 19 SächsNatSchG. Gesetzlich geschützte Biotope (vgl. § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 
SächsNatSchG) werden vom Vorhaben nicht berührt. Es liegen keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter (FFH-Gebiete oder 
Europäische Vogelschutzgebiete) vor. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst zudem keine festgesetzten Trinkwasser-
schutz- oder Überschwemmungsgebiete. 

5.4 Altlasten und Kampfmittel 

Altlasten 
Anhaltspunkte auf das Vorhandensein von Altlasten im Geltungsbereich sind nicht vorhanden. 
 
Kampfmittel 
Anhaltspunkte auf das Vorhandensein von Kampfmitteln im Geltungsbereich sind nicht 
vorhanden. Maßnahmen der Kampfmittelräumung sind nicht erforderlich. 
 
Sollten bei Erdarbeiten dennoch Kampfmittel gefunden werden, wird darauf hingewiesen, dass 
es verboten ist, entdeckte Kampfmittel zu berühren und deren Lage zu verändern. Die 
Fundstelle ist unverzüglich der nächsten örtlichen Ordnungsbehörde oder der Polizei 
anzuzeigen. 

5.5 Straßenrechtliche Regelungen 

Gemäß § 9 Abs. 1 FStrG dürfen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung von bis zu 20 m 
zum Rand der befestigten Fahrbahn von Bundesstraßen nicht errichtet werden (Anbauverbots-
zone). Genehmigungen für bauliche Anlagen längs der Bundesstraßen in einer Entfernung bis 
zu 40 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn bedürfen zusätzlich einer 
Zustimmung des Straßenbaulastträgers (Anbaubeschränkungszone). Dies gilt auch für 
Anlagen, die nach landesrechtlichen Vorschriften anzeigepflichtig sind. Die Anbauverbotszone 
wird vom Vorhaben nicht berührt. 
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6 Übergeordnete Planungen 

Für die Planung ergeben sich die auf die Planungsabsicht bezogenen Ziele und Grundsätze 
der Raumordnung im Sinne von § 3 ROG aus: 

- Landesentwicklungsplan Sachsen 2013 (LEP 2013), verbindlich seit 31.08.2013 
- Regionalplan Leipzig-Westsachsen (RP L-WS 2021), verbindlich seit 16.12.2021 

6.1 Landesplanung 

Gemäß Ziel (Z) 5.1.1 des Landesentwicklungsplans Sachsen (LEP 2013) sollen die Träger der 
Regionalplanung darauf hinwirken, dass die Nutzung der Erneuerbaren Energien flächen-
sparend, effizient und umweltverträglich ausgebaut werden kann. In Ausformung der Grund-
sätze des Raumordnungsgesetzes sind durch formelle und informelle Planung die räumlichen 
Voraussetzungen für den Ausbau der raumbedeutsamen Erneuerbaren Energien zu schaffen. 
Die natürlichen Ressourcen sind nachhaltig zu schützen, die Flächeninanspruchnahme für die 
notwendige Infrastruktur im Freiraum zu begrenzen. 

Aus Sicht des Freiraumschutzes ist festzuhalten, dass es sich um eine intensiv genutzte 
Ackerfläche handelt. Im Rahmen der Errichtung der Anlage ist die Versiegelung mit einem 
Anteil von ca. 2 Prozent minimal. Für den Boden sowie für Flora und Fauna geht mit dem 
Vorhaben somit eine Aufwertung einher. Durch die östlich angrenzende Bundesstraße besteht 
für das Gebiet bereits eine gewisse Vorbelastung. 

Das Gemeindegebiet der Gemeinde Zschepplin wird dem ländlichen Raum zugeordnet. Das 
Plangebiet liegt vollständig in der Gebietskulisse zur Umsetzung der Sächsischen Photo-
voltaik-Freiflächenverordnung (PVFVO). Damit werden Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf 
landwirtschaftlich als Acker- oder Grünland genutzten Flächen in benachteiligten Gebieten für 
die EEG-Förderung geöffnet. Dies gilt für Anlagen mit einer Leistung größer 1 Megawatt (peak) 
bis 20 Megawatt (peak). 

Die Größe der in Anspruch genommenen Ackerfläche stellt im Vergleich zu den übrigen 
landwirtschaftlich genutzten Flächen im Gemeindegebiet einen untergeordneten Anteil dar, 
sodass von einer spürbaren Beeinträchtigung der Landwirtschaft nicht auszugehen ist. Die 
Ausweisung als sonstiges Sondergebiet hat die Etablierung einer selbstbegrünten Brachfläche 
unter und zwischen den Solarmodulen als Ziel. Dadurch wird der Bodenerosion ent-
gegengewirkt, das Ausbringen von Düngemitteln und der Stoffeintrag durch die Landwirtschaft 
werden vermieden. Des Weiteren ist durch die extensivierte Nutzung der Fläche eine 
Regeneration des Bodens und damit der Erhalt der natürlichen Bodenfruchtbarkeit gegeben. 

Weiterhin liegt das Plangebiet gemäß Festlegungskarte 5 vollständig in einem sonstigen 
unzerschnittenen verkehrsarmen Raum (UZVR) mit einer Größe von ca. 50 ha. Gemäß 
Grundsatz 4.1.1.1 sollen die unzerschnittenen verkehrsarmen Räume in ihrer Bedeutung für 
den Arten- und Biotopschutz, den Biotopverbund, den Wasserhaushalt, die landschafts-
bezogene Erholung sowie als klimatischer Ausgleichsraum erhalten und vor Zerschneidung 
bewahrt werden. Bezüglich ihrer Erholungseignung bzw. des Landschaftsbildes sind sie mit 
hoch oder sehr hoch zu bewerten. In angrenzenden Bereichen sollen nicht mehr benötigte, 
zerschneidend wirkende Elemente zurückgebaut werden. 

Mit der vorliegenden Planung wird eine intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche südlich von 
Hohenprießnitz für die Errichtung eines Solarparks planerisch vorbereitet. Vorliegend handelt 
es sich um eine reversible Nutzung, d.h. die Anlage kann nach dem Ende der Nutzungsdauer 
vollständig und ohne erheblichen Aufwand zurückgebaut werden. Ein Flächeninanspruch-
nahme für Siedlungs- und Verkehrsflächen erfolgt nicht, bis auf die Sicherung vorhandener 
Wirtschaftswege. Das Plangebiet befindet sich angrenzend an die Bundesstraße B 107 mit 
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einer Verkehrsstärke von >1.000 Kfz/24 h, die somit ein anthropogenes Zerschneidungs-
element darstellt, ehe sich östlich ein weiterer unzerschnittener Raum mit einer besonders 
hohen Wertigkeit für den Arten- und Biotopschutz sowie die landschaftsbezogene Erholung 
anschließt. 

Mit den Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung wird zudem sichergestellt, dass 
das Landschaftsbild nicht erheblich beeinträchtigt wird. Die geplante Anlage emittiert keinen 
Lärm und keine Schadstoffe und erzeugt keine zusätzliche Barrierewirkung, da die Ackerfläche 
für Tierarten mit hohem Raumbedarf und hoher Störempfindlichkeit bisher nicht oder nur 
eingeschränkt zur Verfügung stand. Es ist davon auszugehen, dass die künftig beabsichtigte 
Nutzung den Lebensraum und den Individuenaustausch ebenfalls nicht beeinträchtigen wird. 
Auch die Erholungsqualität sowie das Natur- und Landschaftserleben wird mit der 
vorliegenden Planung nicht beeinträchtigt. Im näheren Umkreis um und angrenzend an das 
Plangebiet befinden sich keine touristisch bedeutenden Rad-, Wander- oder Reitwege. 

Die Nutzungsansprüche an die Landschaft sollen gemäß Grundsatz 4.1.1.5 mit der Nutzungs-
fähigkeit der Naturgüter so abgestimmt werden, dass die Landnutzung die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes auch vor dem Hintergrund der Auswirkungen des 
Klimawandels nachhaltig gewährleistet. Bereiche der Landschaft, in denen eines oder mehrere 
der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima, Luft, Pflanzen- und Tierwelt sowie Landschaftsbild 
durch Nutzungsart oder Nutzungsintensität erheblich beeinträchtigt oder auf Grund ihrer 
besonderen Empfindlichkeit gefährdet sind, sollen wieder hergestellt beziehungsweise durch 
besondere Anforderungen an die Nutzung geschützt werden. Diesem Grundsatz wird mit der 
Extensivierung der Landnutzung und der Etablierung neuer und der Aufwertung vorhandener 
Biotopstrukturen entsprochen. 

Neben einer umfassenden Potenzial- und Bedarfsermittlung ist insbesondere eine raum-
ordnerische Bewertung der räumlichen Potenziale der Erneuerbaren Energien erforderlich. 
Ihre Nutzung ist mit Eingriffen in die Landschaft verbunden. Dies erfordert eine räumliche 
Steuerung zur Minimierung der Nutzungskonflikte. Die Bewertung der Nutzungsmöglichkeit 
der Potenziale der raumbedeutsamen Erneuerbaren Energien soll sich dabei an folgenden 
raumrelevanten Kriterien orientieren: 

- Flächensparend – durch die Ausweisung von Flächen zur Erzeugung von Elektro-
energie hoher Leistung in der Umgebung bestehender geeigneter Netzinfrastruktur 
(zum Beispiel Umspannwerke beziehungsweise Hochspannungsleitungen) zur Ver-
ringerung des Netzausbaubedarfs, 

- effizient – durch eine geeignete Standortwahl, um auf so wenig wie möglich Fläche so 
viel wie möglich Leistung zu erbringen und 

- umweltverträglich – damit die Beeinträchtigungen für Mensch und Natur so gering wie 
möglich gehalten werden, eine unverhältnismäßig hohe Belastung der Kulturlandschaft 
ausgeschlossen wird und die landwirtschaftliche Nutzfläche weitestgehend erhalten 
bleibt. Damit soll eine nachhaltige, dauerhaft tragfähige Nutzung der Erneuerbaren 
Energien ermöglicht werden. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das Vorhaben keine wesentlichen Auswirkungen auf 
die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung induzieren wird. 

6.2 Regionalplanung 

Das Plangebiet befindet sich im Gebiet des Regionalen Planungsverbands Leipzig-West-
sachsen, in der Landschaftseinheit der Heidelandschaft Prellheide-Noitzscher Heide. 
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Die Nutzung solarer Strahlungsenergie an dafür geeigneten Standorten entspricht prinzipiell 
dem raumordnerischen Grundanliegen der sparsamen und schonenden Inanspruchnahme der 
Naturgüter, der Luftreinhaltung sowie des Klimaschutzes. 

Gemäß Grundsatz 5.1.4.1 des Regionalplans Leipzig-Westsachsen 2021 soll die Nutzung 
solarer Strahlungsenergie bevorzugt innerhalb bebauter Bereiche erfolgen. 

Die Nutzung solarer Strahlungsenergie außerhalb bebauter Bereiche soll gemäß Ziel 5.1.4.2 
auf geeigneten Flächen erfolgen. Geeignete Flächen sind 

- Flächen im räumlichen Zusammenhang mit großflächigen technischen Einrichtungen, 
- Lärmschutzeinrichtungen entlang von Verkehrstrassen, 
- Abfalldeponien nach erfolgter endgültiger Stilllegung, 
- Halden ohne besondere ökologische oder ästhetische Funktionen, 
- Konversionsflächen mit hohem Versiegelungsgrad ohne besondere ökologische oder 

ästhetische Funktionen, 
- sonstige brachliegende, ehemals baulich genutzte Flächen und 
- Unland ohne besondere ökologische oder ästhetische Funktionen. 

Das Plangebiet kann keiner dieser o.g. geeigneten Flächen zugeordnet werden, aber es steht 
formal nicht dem Ziel 5.1.4.3 entgegen, wonach innerhalb folgender Gebiete die Errichtung 
von Photovoltaik-Freiflächenanlagen unzulässig ist: 

- Gebiete mit potenziell hoher Wassererosionsgefährdung 
- Grünzäsuren 
- landschaftsprägende Höhenrücken, Kuppen und Kuppenlandschaften 
- landwirtschaftliche Nutzflächen mit einer Bodenwertzahl >50 
- regional bedeutsame Kaltluftentstehungsgebiete 
- Regionale Grünzüge 
- regionale Schwerpunkte des archäologischen Kulturdenkmalschutzes 
- Vorranggebiete Arten- und Biotopschutz 
- Vorranggebiete Braunkohlenabbau (Abbaufläche) 
- Vorranggebiete Erholung 
- Vorranggebiete Landwirtschaft 
- Vorranggebiete für den Rohstoffabbau einschließlich einer Pufferzone von 300 m bei 

Festgesteinslagerstätten oder -gewinnungsgebieten 
- Vorranggebiete vorbeugender Hochwasserschutz (Überschwemmungsbereich) 
- Vorranggebiete Waldmehrung 
- Vorranggebiete zum Schutz des vorhandenen Waldes 
- Vorsorgestandorte für Industrie und Gewerbe 
- Wald 

Nördlich an das Plangebiet angrenzend weist der Regionalplan Leipzig-Westsachsen 2021 
gemäß Festlegungskarte 14 „Raumnutzung“ ein Vorranggebiet (VRG) Waldmehrung aus. 
Gemäß Ziel 4.1.1.5 sollen raumbedeutsame Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen unter 
Wahrung des funktionellen Bezugs so vernetzt und konzentriert werden, dass sie in 
Vorranggebieten Waldmehrung zur Umsetzung von Entwicklungserfordernissen beitragen. Mit 
der Freihaltung dieser Fläche, unter Anwendung des gemeindlichen Ausformungsspiel-
raumes der südlichen Abgrenzung, wird dem Ziel entsprochen. Damit steht die Planung nicht 
dem Ziel entgegen, den Waldanteil im Freistaat Sachsen und an der Regionsfläche in der 
Planungsregion Leipzig-Westsachsen zu erhöhen. 

Der nordöstliche Bereich des Plangebietes befindet sich in einem Gebiet mit besonderen 
Anforderungen des Grundwasserschutzes und das gesamte Gebiet liegt gemäß Fest-
legungskarte 15 i.V.m. Ziel 4.1.2.1 in einem regional bedeutsamen Grundwassersanierungs-
gebiet. Demnach sind sanierungsbedürftige Grundwasserkörper (hier der GWK Lober-Leine) 
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hinsichtlich ihrer mengenmäßigen und chemischen Belastungen weiter zu untersuchen und 
vorrangig zu sanieren. Mit der vorliegenden Planung einer Anlage zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie findet kein Stoffeintrag aus der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung in den Boden und 
somit in das Grundwasser mehr statt, womit dem Ziel entsprochen wird. 

Nördlich grenzen die Vorbehaltsgebiete (VBG) Arten- und Biotopschutz und Waldschutz an 
das Plangebiet an. 

Gemäß Grundsatz 4.2.1.1 soll die Landwirtschaft so erhalten und entwickelt werden, dass sie 
nachhaltig ihre Aufgaben zur Sicherung von Wertschöpfung und Einkommen im ländlichen 
Raum, zur Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und der Wirtschaft mit Roh-
stoffen, zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen und der biologischen Vielfalt, zur 
Kulturlandschaftspflege und Erholungsvorsorge sowie zur Gewinnung erneuerbarer Energien 
wahrnehmen kann. Die Nutzung von landwirtschaftlichen Flächen zur Erzeugung von Strom 
aus solarer Strahlungsenergie stellt zwar keine klassische landwirtschaftliche Nutzung dar, 
erfüllt aber trotzdem einen Teil der aufgezählten Aufgaben. Sie trägt durch anfallende Pacht-
einnahmen zur Wertschöpfung, auch bei den landwirtschaftlichen Betrieben bei und schafft für 
diese ein zusätzliches Standbein neben der klassischen Landwirtschaft. Durch die Etablierung 
von Extensivgrünland und den Verzicht auf Dünger und Pflanzenschutzmittel sind positive 
Effekte für den Boden, das Grundwasser und die Artenvielfalt zu erwarten. Auch die Aufgabe 
der Gewinnung erneuerbarer Energie wird erfüllt, zu der gemäß Begründung zum Grundsatz 
explizit auch die Gewinnung von Sonnenenergie auf landwirtschaftlichen Flächen gehört. Ziel 
ist die Entwicklung eines zusätzlichen Standbeins für den Landwirt als Energiewirt. Ein 
Konfliktpotential zwischen Photovoltaik und Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebieten für die Land-
wirtschaft besteht nicht. 

Dem Grundsatz 4.1.1.1, dass freiraumbeanspruchende Nutzungen auf das unabdingbar 
notwendige Maß beschränkt werden sollen, wird insoweit entsprochen, dass die Planung in 
einem Bereich erfolgt, der bereits stark vorbelastet ist. Derzeit befindet sich innerhalb des 
Plangebietes eine intensiv ackerbaulich genutzte Fläche, die aufgrund einer geringen Boden-
fruchtbarkeit jedoch nur wenig ertragreich ist. Zudem weist der Boden nur geringe Filter- und 
Puffereigenschaften für Schadstoffe auf. Das Wasserspeichervermögen wird als mittel 
bewertet. Weitere Vorbelastungen werden durch die anthropogene Zerschneidungswirkung 
der B 107 und dem parallel dazu verlaufenden Rieselgraben hervorgerufen. 

Die landwirtschaftliche Nutzfläche weist eine Ackerzahl zwischen 20 und 39 auf und ist als 
benachteiligtes Gebiet für die EEG-Förderung geöffnet. 

Mit den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und zum Erhalt der bestehenden 
Bepflanzung sowie weiterer Festsetzungen zur Eingrünung der PV-Anlage durch Hecken-
pflanzungen wird angestrebt, die Beeinträchtigung der Landschaft so gering wie möglich 
halten. 

Gemäß der Leitvorstellung der Raumordnung sind bei einer nachhaltigen Raumentwicklung 
die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen 
in Einklang zu bringen. Des Weiteren entspricht die Nutzung solarer Strahlungsenergie an 
dafür geeigneten Standorten dem raumordnerischen Grundanliegen der sparsamen und 
schonenden Inanspruchnahme der Naturgüter, der Luftreinhaltung sowie des Klimaschutzes. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Vorhaben im Einklang mit den Erforder-
nissen der Raumordnung steht. 
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6.3 Flächennutzungsplanung 

Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln (§ 8 Abs. 2 BauGB). Für 
die Gemeinde Zschepplin liegt ein gemeinsamer Flächennutzungsplan (gem. § 204 BauGB) 
des Verwaltungsverbandes Eilenburg-West der Gemeinden Zschepplin und Jesewitz 
(2. Änderung) vor, genehmigt am 26.03.2018, wirksam mit Bekanntmachung vom 13.04.2018. 
Darin ist das Plangebiet überwiegend als Fläche für die Landwirtschaft und im Norden als 
Grünland dargestellt. 

Mit der vorliegenden Planung ist die Festsetzung eines sonstigen Sondergebiet für die 
Errichtung einer PV-Freiflächenanlage erforderlich. Somit ist der vorliegende Bebauungsplan 
nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Derzeit befindet sich der FNP im Änderungs-
verfahren. Das Sondergebiet soll im Rahmen der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 
des Verwaltungsverbandes Eilenburg-West der Gemeinden Zschepplin und Jesewitz mit 
aufgenommen werden (Parallelverfahren). 

Gemäß § 8 Abs. 3 Satz 2 BauGB kann der Bebauungsplan vor dem Flächennutzungsplan 
bekannt gemacht werden, wenn nach dem Stand der Planungsarbeiten anzunehmen ist, dass 
der Bebauungsplan aus den künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt 
sein wird. Daraus ergibt sich für den Bebauungsplan eine Genehmigungspflicht gemäß § 10 
Abs. 2 BauGB durch die höhere Verwaltungsbehörde, das Landratsamt Landkreis Nord-
sachsen. Anschließend tritt der Bebauungsplan mit seiner Bekanntmachung in Kraft. 

 
Abb. 3: Auszug aus dem wirksamen FNP der Gemeinde Zschepplin 
 (Quelle: RAPIS 04/2024) 
 

räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans 

7 Planungsüberlegungen und -alternativen 

Das vorliegende Plangebiet wurde im Vorgriff auf die Einleitung des Planverfahrens einer 
intensiven Eignungsprüfung in Bezug auf die raumordnerischen und naturschutzfachlichen 
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Belange unterzogen (Ausschluss von schützenswerten Flächen). Sonnenscheindauer, 
Erschließung und die Netzanbindung (Netzeinspeisepunkt) wurden ebenfalls geprüft. Nicht 
zuletzt spielte auch die landwirtschaftliche Nutzung (mittlere bis schlechte Bodengüte, Aus-
schließlich Flächen mit geringen Bodenwerten/Ackerzahlen, Lage in einem benachteiligten 
Gebiet nach § 3 Nr. 7 EEG) und die Flächenverfügbarkeit (Eigentümerzustimmung, privat-
rechtliche Nutzungsverträge sowohl mit dem privaten Eigentümer als auch mit dem jeweiligen 
landwirtschaftlichen Pächter/Nutzer) eine Rolle. 

Landwirtschaftlich genutzte Flächen sollen nachrangig für PV-FFA in Anspruch genommen 
werden. In Fällen, in denen keine Alternativstandorte gefunden werden, sollen vorrangig 
Böden mit geringem bis mittlerem Erfüllungsgrad der Bodenfunktionen beplant werden. 

Die Bodenruhe der unversiegelten Flächen zwischen und unter den Modultischen wirkt sich 
positiv auf das Schutzgut Boden aus. Während des Betriebes der PV-Anlage können sich die 
Böden vom Nährstoffeintrag erholen und eine Humusanreicherung erfolgen. Damit ist eine 
deutliche Verbesserung der Boden- und Lebensraumfunktion zu erwarten. Weiterhin ist die 
Eingrünung des Standortes durch die Anlage einer Laubstrauchhecke vorgesehen. Die 
Grünpflege kann z.B. durch Schafbeweidung erfolgen. 
 
Bereits vorhandene Barrieren stellen der Rieselgraben und die B 107 dar. Die geplante Anlage 
kann jedoch nördlich im Bereich des vorhandenen Waldes mit angrenzendem Ackerstreifen 
und südlich in der offenen Agrarlandschaft ungestört von Großsäugern passiert werden. 

7.1 Darstellung der zu betrachtenden Planungsalternativen 

Alternative Standorte 
Für die Realisierung von Erzeugungskapazitäten für Strom aus erneuerbaren Energien zur 
Erreichung der Klimaschutzziele käme in der Gemeinde Zschepplin die Errichtung von 
Windenergieanlagen und von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Betracht. Für die Wind-
energienutzung geeignete Flächen in Form von regionalplanerisch ausgewiesenen Vorrang-
gebieten und Windkraftanlagen bzw. Photovoltaikanlagen >100 kW sind auf dem Gebiet der 
Gemeinde Zschepplin nicht bzw. nicht im ausreichenden Maße vorhanden. Hierzu zählen 
Konversionsstandorte, baulich vorgeprägte Standorte und Flächen für privilegierte Anlagen 
entlang von Infrastrukturachsen gemäß EEG. Für eine Errichtung von PV-Anlagen käme 
alternativ zur vorliegenden Planung nur die Festsetzung eines sonstigen Sondergebiets auf 
anderen, derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen in Betracht, da andere Flächen (z.B. 
Waldflächen, Grünland) aus rechtlichen Gründen ausscheiden bzw. mit einer deutlich höheren 
Eingriffssensibilität zu rechnen ist. Mit der Öffnung für die EEG-Förderung von Anlagen mit 
einer Leistung größer als 1 Megawatt (peak) bis 20 Megawatt (peak) in benachteiligten 
Gebieten kämen insbesondere solche schwach ertragfähigen landwirtschaftlichen Flächen, 
infrage, die in der Gebietskulisse zur Umsetzung der Sächsischen Photovoltaik-Freiflächen-
verordnung (PVFVO) ausgewiesen sind. 

Nullvariante 
Würde eine Aufstellung des Bebauungsplans nicht erfolgen, würde ein wichtiger Beitrag zur 
Erreichung der nationalen und internationalen Klimaschutzziele auf dem Gebiet der Gemeinde 
Zschepplin nicht geleistet werden, die Flächen würden weiterhin intensiv landwirtschaftlich 
genutzt werden. Eine Verbesserung der Boden- und Lebensraumfunktion würde entfallen. 

8 Geplante bauliche Nutzung 

Im Folgenden werden die Festsetzungen des Bebauungsplanes, die zu den jeweiligen Plan-
inhalten getroffen werden, im Einzelnen begründet. Sie beziehen sich auf die im § 9 Abs. 1 
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BauGB aufgeführten festsetzungsfähigen Inhalte des Bebauungsplanes in Verbindung mit den 
entsprechenden Regelungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO). 

8.1 Art der baulichen Nutzung 

Auf einer Fläche von 54,87 ha ist ein sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO mit 
der Zweckbestimmung für die Nutzung erneuerbarer Energien als PV-Freiflächenanlage 
(SO „Photovoltaik“) festgesetzt. 

Das sonstige Sondergebiet dient der Errichtung und dem Betrieb von Photovoltaikanlagen 
einschließlich der zu deren Wartung und Betrieb erforderlichen Anlagen. Zulässig sind fest 
installierte Photovoltaikanlagen jeglicher Art bestehend aus Photovoltaikmodulen, Photo-
voltaikgestellen (Unterkonstruktion), Wechselrichterstationen, Transformatoren-/Netzein-
speisestationen einschließlich der zu deren Wartung und Betrieb erforderlichen Anlagen sowie 
Anlagen zur Speicherung der erzeugten Energie und Einfriedungen. 

Sämtliche Nebenanlagen für sonstige elektrische Betriebseinrichtungen zur Verteilung und 
Ableitung der gewonnenen Elektroenergie in das Netz des Netzbetreibers sowie zu einer 
möglichen Speicherung von elektrischer Energie werden innerhalb des sonstigen Sonder-
gebiets errichtet. 

Ortsgebundene Festsetzungen von Verkehrsflächen innerhalb des SO „Photovoltaik“ erfolgen 
nicht, da diese innerhalb des sonstigen Sondergebiets zulässig sind und sich diese Wege der 
Zweckbestimmung des sonstigen Sondergebiets unterordnen. 

Es sind nur solche Vorhaben zulässig, zu denen sich der Vorhabenträger im Durchführungs-
vertrag verpflichtet. 
 
Diese Festsetzung ist gemäß § 12 Abs. 3a BauGB klarstellend erforderlich, da vorliegend auf 
die Festsetzung von Baugebieten gemäß BauNVO und auf eine allgemeine Zulässigkeit von 
Nutzungen zurückgegriffen wird. 

8.2 Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl 
Die Grundflächenzahl (GRZ) ist mit maximal 0,7 festgesetzt. Die für die Ermittlung der 
Grundfläche maßgebende Fläche ist gemäß § 19 Abs. 3 BauNVO die Fläche des sonstigen 
Sondergebiets SO „Photovoltaik“. 

Eine Überschreitung der Grundflächenzahl im SO „Photovoltaik“ gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 
ist nicht zulässig. Eine Errichtung typischer Photovoltaikanlagen mit allen Nebenanlagen und 
Erschließungsflächen ist innerhalb der zulässigen Festsetzung zur Grundflächenzahl 
grundsätzlich möglich. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird entsprechend § 19 Abs. 1 und 2 BauNVO mittels Division 
der mit baulichen Anlagen überdeckten Flächen durch die anrechenbare Grundstücksfläche 
ermittelt. 

Innerhalb der überbaubaren Fläche des SO „Photovoltaik“ ist mit einer GRZ von 0,7 gewähr-
leistet, dass nicht die gesamte Fläche mit Modulen überspannt sein wird. Der maximal über-
baubare Flächenanteil des SO „Photovoltaik“ beträgt 70 Prozent. 

Maßgebend für die Ermittlung der Grundfläche der Photovoltaikanlage ist die senkrechte 
Projektion der äußeren Abmessungen der Modultische. Bei Ausschöpfung der festgesetzten 
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maximal zulässigen Grundflächenzahl können im SO „Photovoltaik“ maximal ca. 38,41 ha 
überbaut werden. 

Die Grundflächenzahl begründet sich durch die für Betrieb und Wartung erforderlichen 
Anlagen, bestehend aus Photovoltaikmodulen, Photovoltaikgestellen (Unterkonstruktion), 
Wechselrichterstationen, Transformatoren-/Netzeinspeisestationen und den ggf. zu 
errichtenden Anlagen zur Speicherung von elektrischer Energie sowie den erforderlichen 
Zufahrten und internen Erschließungsflächen. 

Höhe der baulichen Anlagen 
Die Höhe der Oberkante baulicher Anlagen im sonstigen Sondergebiet SO „Photovoltaik“ ist 
mit maximal 4,0 m über NHN festgesetzt. Unterer Höhenbezugspunkt ist jeweils der nächste 
eingetragene Höhenpunkt im Meter über Normalhöhennull (NHN) gemäß Planeinschrieb. 
Bezugssystem ist das Deutsche Haupthöhennetz 2016 (DHHN2016). Als oberer Höhen-
bezugspunkt ist die Oberkante der baulichen Anlage (OK) heranzuziehen. Die Höhe der 
baulichen Anlagen wird definiert als das senkrechte Maß zwischen den genannten Bezugs-
punkten. Die Modultische werden eine Höhe von etwa 3,2 m erreichen (s. Abb. 1). 

Die Festsetzung zur Höhe der baulichen Anlagen als Höchstgrenze berücksichtigt nachbar-
schützende Belange. Optische Beeinträchtigungen werden durch die Wahl des Standortes und 
durch grünordnerische Maßnahmen weitestgehend vermieden. Es wird ein günstiges Verhält-
nis von Anlagenhöhe zu den Anlagenzwischenräumen erreicht und eine mögliche Fernwirkung 
der Anlage verringert. Die Höhenfestlegung schließt Konstruktionsweisen mit größeren 
Höhen, wie drehbare, turmartige Konstruktionen oder ähnliche Varianten von vornherein aus. 

8.3 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Festsetzung einer Baugrenze gemäß § 23 
Abs. 3 BauNVO zeichnerisch bestimmt. 

Photovoltaik-Anlagen und Photovoltaik-Anlagenteile sowie Gebäude und Gebäudeteile dürfen 
diese nicht überschreiten. Somit ist eine optimale Ausnutzung der zur Verfügung stehenden 
Fläche möglich. 

Es wird festgesetzt, dass Zäune, Wartungsflächen und Stellplätze gemäß § 12 Abs. 1 
BauNVO sowie Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig sind. 

Die Baugrenzen verlaufen im SO „Photovoltaik“ umgrenzend in einem Abstand von 3,0 m. 
Somit entspricht der Abstand zur Grenze des räumlichen Geltungsbereichs den 
Bestimmungen des § 6 SächsBO. Auch zu allen anderen Nutzungen innerhalb des Plan-
gebietes beträgt der Abstand 3,0 m. 

8.4 Verkehrsflächen 

Gemäß Planeinschrieb ist im südlichen Geltungsbereich eine Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung als landwirtschaftlicher Weg/Feldzufahrt und somit auch als Zufahrt zur 
geplanten Anlage mit einer durchgängigen Breite von 5,0 m festgesetzt. Dieser Weg dient der 
Sicherung der Zugänglichkeit der landwirtschaftlichen Nutzung westlich und südlich der 
geplanten Anlage, sowie der Zufahrt in das Sondergebiet selbst. 

Weitere 5 Überfahrten über den Rieselgraben, mit einer Breite von 5,0 m, werden als 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung als private Feldzufahrten an der B 107 im 
Bestand gesichert. Somit ist die verkehrliche Erschließung des Plangebietes sichergestellt. 
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Ortsgebundene Festsetzungen zu Verkehrsflächen innerhalb der Sondergebietsfläche 
erfolgen nicht, da diese innerhalb des sonstigen Sondergebiets zulässig sind und sich diese 
Wege der Zweckbestimmung des sonstigen Sondergebiets unterordnen. Diese dienen dem 
Bau, der Wartung und dem Betrieb der Anlage. Aufgrund der vorgesehenen Nutzung des 
Plangebiets als Anlage zur Gewinnung von Solarenergie ist innerhalb der Baugrenzen nur eine 
Verkehrserschließung in Form von wasserdurchlässigen Wegen oder Fahrspuren im Grünland 
vorgesehen. 

8.5 Grünflächen 

Gemäß Planeinschrieb sind innerhalb des Geltungsbereiches private Grünflächen im Umfang 
von ca. 2 ha mit der Zweckbestimmung als Feldgehölz festgesetzt. Westlich der B 107 
befinden sich ca. 17 m breite private Grünflächen mit der Bindung zur Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen. Hierbei handelt es sich um strukturgebende 
Gehölze in der Agrarlandschaft, randlich und innerhalb des Rieselgrabens. 

Ferner wird damit die Anbauverbotszone der B 107 freigehalten, in der gemäß § 9 Abs. 1 
Bundesfernstraßengesetz (FStrG) bauliche Anlagen in einer Entfernung bis zu 20 m bei 
Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten 
Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, 
nicht errichtet werden dürfen. 

Die Grünflächen werden von 5 jeweils 5,0 m breiten Verkehrsflächen besonderer Zweck-
bestimmung unterbrochen (s. Kap. 8.4). 

Die Herleitung und Beschreibung der entsprechenden Maßnahmen zur Anlage und zum Erhalt 
sind Bestandteil des Umweltberichts, der einen gesonderten Teil der Begründung bildet. 

8.6 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 

Die Festsetzung der Flächen und Maßnahmen A1, M1 und G1 zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft erfolgt aufgrund der vordringlichen Ausgleichs-
funktion der Maßnahmen auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, der Landschafts-
bildaufwertung und der Erhaltung bestehender Gehölze (s. Kap. 11 der Begründung). 
 
Mit der Anlage von Brachland wird das Nahrungsangebot für Säugetiere, Vögel und 
Fledermäuse erhöht sowie zusätzlicher Lebensraum für Insekten geschaffen. Durch die 
Anlage von Laubstrauchhecken kommt es zu einer Verminderung des Eingriffs durch die PV-
Anlage. 
 
Neu anzulegende Zufahrten, Wege und Stellflächen sind in wasser- und luftdurchlässiger 
Bauweise auszuführen. 
 
Flächen für die Erhaltung und das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen 
Innerhalb der als privaten Grünflächen festgesetzten Flächen westlich der Bundesstraße 107 
sind Flächen für das Anpflanzen und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzt, aufgrund der städtebaulich 
gewollten Eingrünung und als Sichtschutz festgesetzt. 
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9 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

9.1 Einfriedung 

Die Photovoltaikanlage ist einzufrieden. Die zulässige Höhe der Einfriedung beträgt inklusive 
Übersteigschutz maximal 2,50 m über Geländeniveau. Zäune sind ist als Industriezaun, Stab-
gitterzaun oder Maschendrahtzaun auszuführen. Die Einfriedung muss einen durchgehenden 
Bodenabstand von mindestens 10 cm aufweisen (s. V8 – Gewährleistung der Kleintier-
durchgängigkeit). Eine Errichtung der Einfriedung außerhalb des SO „Photovoltaik“ ist nicht 
zulässig. 

Die Einfriedung dient der Sicherung des Objektes vor unbefugtem Zutritt. Der Durchlass für 
Kleintiere ermöglicht den Austausch innerhalb und außerhalb der Umzäunung lebender 
Populationen. Die Ausführung des Durchlasses ist dabei in Abhängigkeit des Pflegekonzepts 
auszuführen. Bei einer Beweidung mit Schafen ist zum Schutz der Tiere vor potentiell 
vorkommenden Wölfen eine geschlossene Einfriedung mit Durchlässen in regelmäßigen 
Abständen erforderlich. 

Die Errichtung der Einfriedung innerhalb des Sondergebiets schließt eine Beeinträchtigung der 
festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen weitestgehend aus, die Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes wird minimiert, da die Zaunanlage im Bereich der festgesetzten Pflanz-
maßnahmen hinter diesen optisch nicht mehr wahrnehmbar ist. 

10 Erschließung 

10.1 Verkehrserschließung 

Das Plangebiet befindet sich südlich der Ortschaft Hohenprießnitz, westlich der Bundesstraße 
B 107. Über diese ist in südlicher Richtung die B 87 (ca. 8 km) und weiter in südwestlicher 
Richtung die Autobahn A 14 (AS Leipzig-Nordost, ca. 13 km) erreichbar. 

Die Verkehrserschließung des Plangebietes erfolgt über Verkehrsflächen besonderer Zweck-
bestimmung als private Feldzufahrten auf bereits bestehenden Feldwegen und Überfahrten 
über den Rieselgraben. 

Mit einem vorhabenbedingten Verkehrsaufkommen ist ausschließlich während der Bauzeit der 
Photovoltaikanlage (max. 3-12 Monate) zu rechnen. Für die Errichtung temporärer Baustellen-
zufahrten an den bestehenden Straßen sind frühzeitige Abstimmungen mit dem zuständigen 
Straßenbaulastträger und der zuständigen Straßenverkehrsbehörde zu führen. 

Der Betrieb der Anlage erfolgt vollautomatisch. Ein Anfahren der Anlage vornehmlich mit Klein-
transportern bzw. Pkw ist nur zur Pflege, Wartung bzw. bei Reparaturen erforderlich. Die 
daraus resultierende Belastungszahl umfasst ca. 10 Fahrzeuge pro Jahr bei maximal 2 Fahr-
zeugen pro Tag. 

10.2 Wasserversorgung- und Abwasserentsorgung 

Für den Betrieb der Photovoltaikanlage ist weder ein Trinkwasseranschluss noch ein 
Anschluss an das örtliche Abwasserentsorgungsnetz erforderlich. 
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10.3 Niederschlagswasser 

Das gesamte auf den Photovoltaikmodulen, Verkehrsflächen und Nebenanlagen anfallende 
unbelastete und unverschmutzte Niederschlagswasser ist innerhalb des Plangebiets 
breitflächig zur Versickerung zu bringen. 

Das auf den Modultischen anfallende Niederschlagswasser fließt dabei über die Abtropfkanten 
am unteren Modulrand ab und versickert punktuell am Außenrand der Tische. Eine Änderung 
am Gesamtwasserhaushalt des Systems findet nicht statt. Die Versickerung des Nieder-
schlagswassers am Anfallort dient der Erhaltung der Grundwasserneubildungsrate. Eine 
Bodenerosion durch das ablaufende Niederschlagswasser ist aufgrund des ebenen Geländes 
und der ganzjährigen Begrünung der Flächen unter und neben den Modulen nicht zu erwarten. 
Bei stärkeren oder extremen Niederschlägen wird das Niederschlagswasser auch außerhalb 
der Abtropfkanten von den Modulen abfließen und sich somit besser verteilen. 

10.4 Stromversorgung und Netzeinspeisung 

Zuständiger Netzbetreiber ist die Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH (MITNETZ 
STROM), der Strombezug für den Eigenbedarf erfolgt über einen separaten Anschluss aus 
dem Niederspannungsnetz. 

Die Einspeisung der erzeugten Elektroenergie erfolgt mittels einer kundeneigenen Übergabe-
station. Die erforderlichen Abstimmungen dazu sind frühzeitig mit dem Netzbetreiber zu 
führen. Die erforderlichen Leitungstrassen bis zum Übergabepunkt in das Hochspannungsnetz 
sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. 

10.5 Telekommunikation 

Zur Fernüberwachung der Solaranlage ist der Anschluss an das Telekommunikationsnetz 
notwendig. Der zuständige Netzbetreiber für das Festnetz ist die Deutsche Telekom AG. 
Alternativ ist die Überwachung der Anlage über ein Mobilfunknetz möglich. 

10.6 Abfallentsorgung 

Für den Betrieb der Photovoltaikanlage ist kein Anschluss an das System der Abfallentsorgung 
erforderlich. Die Abfallentsorgung während der Bauphasen ist durch den Vorhabenträger in 
Eigenverantwortung sicherzustellen. 

11 Naturschutz und Landschaftspflege 

Zu diesem Bebauungsplan wurde eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt 
und in einem Umweltbericht gemäß Anlage 1 zum BauGB dargestellt (Teil 2 der Begründung). 
Dazu wurden die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB 
beschrieben, die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und bewertet. 
Weiterhin werden die Maßnahmen zur Kompensation (A1) und zur Gestaltung (G1), die 
Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung (V1 bis V6) und 2 artenschutzrechtliche 
Vermeidungsmaßnahmen (V-AFB1 und V-AFB2) beschrieben. Der Umweltbericht bildet einen 
gesonderten Teil der Begründung. 

Gemäß § 2 Abs. 4 Satz 2 und 3 BauGB legt die Gemeinde dazu für jeden Bauleitplan fest, in 
welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung 
erforderlich ist. Die Umweltprüfung kann sich dabei auf das beziehen, was nach gegen-
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wärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach dem Inhalt und 
Detaillierungsgrad des Bauleitplanes in angemessener Weise verlangt werden kann. 

In der Planzeichnung sind die mit Gehölzen bestandenen privaten Grünflächen durchgängig 
zum Erhalt festgesetzt. Südlich des SO „Photovoltaik“ ist die Anlage einer Feldhecke 
festgesetzt (siehe Maßnahme G1). Die Festsetzung der Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft erfolgt aufgrund der städtebaulich 
gewollten Eingrünung des Areals. 

Nachfolgend werden die festgesetzten Maßnahmen zur Grünordnung und die artenschutz-
rechtlichen Vermeidungsmaßnahmen beschrieben. Für weitergehende Erläuterungen wird auf 
den Umweltbericht verwiesen. 

A1 – Entwicklung von Brachland 
Die nicht bebauten Flächen innerhalb des SO „Photovoltaik“, einschließlich der Flächen 
zwischen sowie unter den Modultischreihen, sind durch Selbstbegrünung und Pflege als eine 
extensiv gepflegte, artenreiche Brachfläche zu entwickeln und zu erhalten. Dabei handelt es 
sich um eine Fläche von rund 54,1 ha. Näheres zur Anlage und Unterhaltung der Brachfläche 
ist dem Umweltbericht zu entnehmen. 

G1 – Anlage einer Laubstrauchhecke 
Auf der gemäß Planeinschrieb mit „G1“ gekennzeichneten privaten Grünfläche mit einer 
Fläche von ca. 0,25 ha ist im Süden des SO „Photovoltaik“ eine mindestens 3,0 m breite und 
ca. 500 m lange, zweireihige Laubstrauchhecke aus gebietseigenen Gehölzen anzulegen und 
dauerhaft zu erhalten. Es ist je 2,25 m² Pflanzfläche ein gebietsheimischer und standort-
typischer Strauch in Reihe zu pflanzen. Dafür sind Sträucher gemäß der Liste der in Sachsen 
gebietseigenen Gehölzarten zu berücksichtigen (vgl. Leitfaden zur Verwendung gebiets-
eigener Gehölze, BMU 2012). Als Pflanzqualität sind verpflanzte Sträucher mit 4 Trieben und 
einer Höhe von 60 bis 100 cm zu verwenden. Für eine Dauer von 4 Jahren ist eine Gehölz-
pflege zu gewährleisten (1 Jahr Fertigstellungspflege, 3 Jahre Entwicklungspflege). Geeignete 
Gehölze sind dem Umweltbericht (Teil 2 der Begründung) zu entnehmen. 
 
Die Umsetzung der Maßnahme ist als Frühjahrs- oder Herbstpflanzung spätestens eine 
Pflanzperiode nach Umsetzung des Bauvorhabens zu realisieren. 
 
Die Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
dient insbesondere der Landschaftsbildaufwertung und bezieht vereinzelt vorhandene 
Gehölze mit ein, die zu erhalten sind. 
 
M1 – Integrierte Feldlerchenbereiche innerhalb der Photovoltaik-Freiflächenanlage 
Es sind 4 jeweils 20 x 50 m große Flächen innerhalb der Anlage frei von Bebauung zu halten 
und durch Selbstbegrünung und Pflege als eine extensiv gepflegte, artenreiche Brachfläche 
zu entwickeln und zu erhalten. 
 
Diese gemäß Planeinschrieb mit „M1“ gekennzeichneten Flächen müssen in einer Entfernung 
von mindestens 80 m von hohen Strukturen (Waldrändern, Oberleitungsmasten, Einzel-
bäumen, Hecken, Straßen und Gebäuden) eingerichtet werden und einen Abstand von 
mindestens 30 m zueinander aufweisen. 
 
Die jährliche Mahd oder ggf. Beweidung dieser Bereiche ist frühestens nach Abschluss der 
ersten Brut der Feldlerche, zwischen Anfang und Mitte Juni, durchzuführen. Die Wiederholung 
der Mahd bzw. der Beweidung ist jeweils dann zulässig, wenn die Zweitbrut der Feldlerche 
abgeschlossen ist (zwischen Mitte und Ende August) oder die Vegetation die Höhe der 
Modulunterkante erreicht. Die Flächen können auch von Wegen in geschotterter Bauweise 
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oder als verdichtete Fahrspur im Grünland (Wiesenweg) durchschnitten werden, wenn 
sichergestellt ist, dass keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt werden. 
 
Diese Maßnahme ist als artenschutzrechtliche Kompensationsmaßnahme für bodenbrütende 
Vogelarten des Offenlandes vorzusehen, da ein durchgängiger Modulreihenabstand von 
mindestens 3,5 m nicht eingehalten wird. 
 
V-AFB1 – Bauzeitenregelung 
Zur Vermeidung bzw. Minimierung baubedingter Störungen von boden- und gehölzbrütenden 
Vogelarten ist der Beginn der Bauarbeiten jahreszeitlich außerhalb der Hauptreproduktions-
zeiten, zwischen dem 31. August und 01. März einzuordnen. Ist aus bautechnischen/vergabe-
rechtlichen Gründen ein Baubeginn zwischen dem 31. August und 01. März nicht möglich, ist 
die Maßnahme V-AFB2 umzusetzen. 

V-AFB2 – Flächenfreigabe durch eine ökologische Baubegleitung vor Baubeginn 
Sollte aus technischen- oder vergaberechtlichen Gründen die Einhaltung von V-AFB1 nicht 
gewährleistet werden können, so sind zwischen 01. März und 31. August (Hauptbrutzeit von 
Vögeln) die zu beanspruchenden Flächen durch fachkundiges Personal auf Vorkommen 
geschützter und streng geschützter Tierarten zu kontrollieren. 

Kommt es im Rahmen der ökologischen Baubegleitung (öBB) zu der Feststellung, dass sich 
Bruthabitate von boden- oder gehölzbrütenden Vogelarten im bebaubaren Bereich befinden, 
ist das weitere Vorgehen und Ergreifen geeigneter Habitate mit der zuständigen uNB 
abzustimmen. Ggf. ist mit dem Baubeginn bis zum Ende der Reproduktionsphase zu warten. 
Andernfalls können die Flächen durch die öBB nach der artenschutzrechtlichen Kontrolle 
freigegeben werden. 

12 Immissionsschutz 

Relevante Emissionen in Form von Luftschadstoffen, Gerüchen oder Lärm treten während des 
Betriebs der Photovoltaikanlage nicht auf. Mit Beeinträchtigungen durch Lärm, Staub oder 
Geruch ist lediglich während der Bauphase zu rechnen und beschränkt sich auf einen Zeitraum 
von etwa 3-12 Monaten. Im Zuge der Bauarbeiten sind die einschlägigen Vorschriften zum 
Lärmschutz zu beachten, erhebliche Beeinträchtigungen der Allgemeinheit und der Nachbar-
schaft sollen weitgehend vermieden werden. 

Auswirkungen von elektrischen oder magnetischen Feldern sind nur in sehr geringem Ausmaß 
und nur in unmittelbarer Umgebung der Wechselrichter und der Trafostationen zu erwarten. 

Solarmodule können einen Teil des Lichtes reflektieren. Unter bestimmten Konstellationen 
kann dies zu Reflexblendungen führen. Immissionsorte, die vornehmlich nördlich von einer 
Photovoltaikanlage gelegen sind, sind meist unproblematisch. Eine genauere Betrachtung ist 
im Wesentlichen nur dann erforderlich, wenn der Immissionsort vergleichsweise hoch liegt 
(zum Beispiel bei Hochhäusern) und/oder die Photovoltaikmodule besonders flach angeordnet 
sind. Nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft treten relevante Reflexionen und Blend-
wirkungen nur bei fest montierten Modulen in den Morgen- bzw. Abendstunden auf. Der 
Einwirkungsbereich ist auf die im Südosten und Südwesten angrenzenden Flächen begrenzt. 
Bei Entfernungen zu den Modulen über 100 m sind die Einwirkungszeiten gering und 
beschränken sich auf wenige Tage im Jahr. Darüber hinaus handelt es sich bei Solarmodulen 
um Lichtkonverter, die möglichst wenig reflektieren sollen um das Sonnenlicht bestmöglich zu 
nutzen. 

Nördlich der PV-Anlage kommt es nicht zu Reflexionen des Sonnenlichts, sodass für alle 
dortigen Immissionsorte eine Blendung ausgeschlossen ist. 
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Die nächstgelegenen schutzbedürftigen Immissionsorte für eine mögliche Blendung (u.a. 
Wohn- und Schlafräume, Arbeitsräume) befinden sich ca. 1 km südlich des Geltungsbereiches 
im Norden des Ortsteils Zschepplin. Die Entfernung ist so groß, dass eine Beeinträchtigung 
i.S.d. LAI-Lichtleitlinie ausgeschlossen werden kann, da die reflektierte Leuchtdichte mit 
zunehmender Entfernung quadratisch abnimmt. 

Zwischen dem SO „Photovoltaik“ und der Bundesstraße befindet sich ein künstlich angelegter 
Graben, an dessen Flanken der Erdaushub aufgeschüttet worden ist. Diese Bereiche sind von 
natürlichem Gehölzaufwuchs geprägt, sodass, i.V.m. der künstlichen Aufwallung eine 
abschirmende Wirkung erzielt wird. Eine Beeinträchtigung von Fahrzeugführern auf der B 107 
kann daher ausgeschlossen werden. 

Gemäß Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von PV-
Freiflächenanlagen (ARGE Monitoring PV-Anlagen, 2007) und „Stellungnahme zur Frage der 
evtl. Blendung und anderer Beeinträchtigungen von Vögeln durch PV-Freiflächenanlagen“ 
(Juwi Solar 2008) sind Beeinträchtigungen von Vögeln durch Widerspiegelungen bzw. 
Reflexionen der Solarmodule nicht zu erwarten. 

13 Löschwasser, Brandschutz 

Auf der Grundlage der §§ 3 und 14 SächsBO sind bauliche Anlagen so anzuordnen, zu 
errichten, zu ändern und instand zu halten, dass der Entstehung eines Brandes und der 
Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird und bei einem Brand die Rettung von 
Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind. 

Die Photovoltaikmodule sowie deren Gestelle bestehen aus weitgehend nicht brennbaren 
Materialien. Als Brandlast können hier die Kabel und Teile der PV-Module selbst und Akku-
speicher angenommen werden. Zudem könnte es noch zu einem Flächen-/Rasenbrand 
kommen. 

Für den allgemeinen Brandschutz gelten die Anforderungen und Regeln für Einsätze an 
elektrischen Anlagen. Grundlagen sind die GUV-I 8677 „Elektrische Gefahren an der Einsatz-
stelle“ und die DIN VDE 0132 „Brandbekämpfung und Hilfeleistung im Bereich elektrischer 
Anlagen“. Geeignete Löschmittel sowie deren zu beachtende Einsatzbedingungen sind der 
DIN VDE 0132, Punkt 6.2 „Anwendung von Löschmitteln“ zu entnehmen. 

Um einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu können, sollte am Zufahrtstor 
deutlich und dauerhaft die Erreichbarkeit eines Verantwortlichen für die bauliche Anlage 
angebracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Adresse und Erreichbarkeit 
des zuständigen Energieversorgungsunternehmens sollte bei der Alarmierungsplanung hinter-
legt werden. 

Ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 soll hierfür vom Betreiber in Absprache mit der 
zuständigen Feuerwehr erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur Verfügung gestellt werden. In 
den Plänen sollte die Leitungsführung bis zum/zu den Wechselrichter/-n und von dort bis zum 
Übergabepunkt des Energieversorgungsunternehmens erkennbar sein. Hinsichtlich einer 
eventuellen Objektplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der 
Gemeinde zugeordnet werden. 

Ein anlagenbezogenes Brandschutzkonzept ist in Abstimmung mit den zuständigen Behörden 
zu erarbeiten. Die erforderliche Löschwassermenge wird von der Brandschutzdienststelle in 
Abhängigkeit von der baulichen Nutzung des Grundstückes festgelegt und ist nachzuweisen. 

Der Löschwasserbedarf für Freiflächen-Photovoltaikanlagen beträgt 48 m³/h für die Dauer von 
2 Stunden (Gesamtbedarf: 96 m³). Die erforderlichen Löschwasserentnahmemöglichkeiten 
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müssen von jeder Stelle der Anlagen im Abstand von maximal 300 m vorhanden und ganz-
jährig uneingeschränkt für den gesamten Nutzungszeitraum nutzbar sein. 

Zur Bereitstellung von Löschwasser können Löschwasserbrunnen oder -zisternen oder 
faltbare Löschwasserkissen-Tanks errichtet werden. 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Erdkabel und die Anschlüsse in Trafo und 
Wechselrichterstationen sachgemäß angeschlossen werden. Die Verlegung der Erdkabel hat 
so zu erfolgen, dass Schutz vor mechanischen Beschädigungen (Grasschnitt) gewährleistet 
ist. 

Die Zufahrten sind so herzustellen, dass sie ganzjährig auch mit den Fahrzeugen der Feuer-
wehr (auch überörtliche) und des Rettungsdienstes nutzbar sind. Grundlage hierfür bilden § 5 
SächsBO, die DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken” und die Richtlinie 
über Flächen für die Feuerwehr mit Stand Mai 2011, erschienen als Anhang H zur Liste der 
eingeführten technischen Baubestimmungen. Die Tragfähigkeit der Zufahrten muss für Fahr-
zeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Es wird empfohlen, den Objektschlüssel für die 
Feuerwehrhauptzufahrt so zu hinterlegen, dass die örtlich zuständige Feuerwehr im Einsatzfall 
immer ungehinderten Zugriff darauf hat. 

14 Flächenbilanz 
 
Tab. 2: Flächenbilanz nach Festsetzungen im Bereich des Bebauungsplans 

Nutzung Fläche (ha) Anteil am 
Gesamtgebiet (%) 

sonstiges Sondergebiet SO „Photovoltaik“ 
davon 
überbaubare Grundstücksfläche (GRZ 0,7) 
nicht überbaubare Grundstücksfläche 

54,87 
 

38,41 
16,46 

95,9 
 

67,1 
28,8 

Verkehrsflächen besonderer Zweck-
bestimmung 
als landwirtschaftlicher Weg/Feldzufahrt 

0,31 0,5 

private Grünflächen 2,04 3,6 

Summe 57,22 100 

Das Plangebiet weist eine Gesamtfläche von 57,22 ha auf. Ein Flächenanteil von 54,87 ha 
wird als SO „Photovoltaik“ festgesetzt, wobei bei einer GRZ von 0,7 somit ca. 38,41 ha bzw. 
70 Prozent mit Solarmodulen und zugehörigen Nebenanlagen überbaut werden können. 
16,46 ha bzw. 30 Prozent verbleiben als nicht überschirmbare/überbaubare Fläche. Die 
Flächengrößen wurden graphisch ermittelt. 

Innerhalb des SO „Photovoltaik“ werden lediglich die Flächen für elektrische Betriebsein-
richtungen vollständig versiegelt. Die restlichen Flächen verbleiben in Form von bzw. werden 
entwickelt hin zu 

- wasserdurchlässigen Wegen, 
- Laubstrauchhecken, 
- Einer Brachfläche mit Überdeckung durch Photovoltaikanlagen und 
- Brachfläche zwischen den Modulreihen 
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15 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

Hinweise und nachrichtliche Übernahmen, die sich aus der Trägerbeteiligung ergeben, werden 
an dieser Stelle fortlaufend ergänzt. 
 
 
 
Büro Knoblich GmbH Landschaftsarchitekten Zschepplin, 26.06.2024 
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